
Schäuble wirft Chirac „arrogante Unsensibilität“ vor  

Unions-Fraktionsvize: Deutschland und Frankreich haben sich in 

der Türkei-Frage wie Bulldozer über alle Mahnungen 

hinweggesetzt 

DIE WELT: Ist die EU-Verfassung in ihrer 

bisherigen Form nach dem Nein der Franzosen 

und der erwarteten Ablehnung der 

Niederländer noch zu retten?  

Wolfgang Schäuble: Die Wahrscheinlichkeit, 

dass sie in Kraft tritt, ist äußerst gering. 

Aber richtig ist, dass der 

Ratifizierungsprozess weitergehen muss. 

Jedes Land hat das Recht und die Pflicht, 

selber über die vertraglichen Verpflichtungen zu entscheiden.  

DIE WELT: Welche Konsequenzen muss die EU aus dem Nein ziehen?  

Schäuble: Wir müssen das Wesentliche des europäischen 

Einigungsprozesses klarer zum Vorschein bringen. Europa darf 

nicht in einer Flut von bürokratischen Regelungen und 

mangelnder Transparenz ersticken, die die Menschen zunehmend 

verärgern. Europa darf auch nicht ständig zum Sündenbock 

gemacht werden. Die Regierungen in Berlin und Paris tun so, 

als wäre etwa die Erweiterung schuld an der hohen 

Arbeitslosigkeit. Sie tun so, als sei der Stabilitätspakt die 

Ursache mangelnden Wirtschaftswachstums. Beides ist vollkommen 

falsch. Wenn Brüssel herhalten muss, um von der eigenen 

Unfähigkeit bei der Lösung von Problemen abzulenken, dann darf 

man sich über derartige Ausgänge von Referenden nicht wundern.  

DIE WELT: Das Nein zur Verfassung wird auch als ein Nein zur 

Türkei interpretiert.  

Schäuble: Auch hier dürfen wir Europa nicht zum Sündenbock für 

Probleme machen, die wir selbst verursacht haben. 

Wolfgang Schäuble
übt scharfe 

Kritik an der 
Außenpolitik der 
Bundesregierung 

Foto: dpa  



Bundeskanzler Gerhard Schröder und der französische 

Staatspräsident Jacques Chirac haben sich wie Bulldozer über 

alle Mahnungen in der Türkei-Frage hinweggesetzt. Das ist eine 

arrogante Unsensibilität, die teilweise zum Ergebnis der 

Volksabstimmung beigetragen hat. Ich habe immer gewarnt, dass 

eine Mitgliedschaft der Türkei am Ende die Zustimmung der 

Europäer zum Projekt einer politischen Union in Europa 

gefährdet.  

DIE WELT: Hat das deutsch-französische Verhältnis nachhaltig 

Schaden genommen?  

Schäuble: Vor allem die EU hat unter der Art der deutsch-

französischen Zusammenarbeit der letzten Jahre Schaden 

genommen. Die Europäer sehen sich in ihrer Mehrheit nicht als 

Gegenpol zu den USA. Derartige Manöver von Berlin und Paris 

haben zu Spaltungen der EU geführt. Und das hat den deutsch-

französischen Motor beschädigt. Die jetzige Krise bietet 

zusammen mit der Aussicht auf Neuwahlen in Deutschland die 

Chance zu einem Politikwechsel. Die deutsch-französische 

Zusammenarbeit ist und bleibt ein Herzstück europäischer 

Politik: Sie darf nicht, wie jetzt, als Arroganz gegenüber den 

kleineren EU-Staaten wahrgenommen werden.  

DIE WELT: Welche konkreten Änderungen plant eine 

unionsgeführte Regierung?  

Schäuble: Wir müssen die Fehler der rot-grünen Regierung 

korrigieren. Die stigmatisierende Behandlung Österreichs nach 

der dortigen Regierungsbildung war der erste große Fehler. Die 

Aufforderung an die neuen Mitgliedsländer, sie sollten in der 

Auseinandersetzung um den Irak-Krieg den Mund halten, zeigt 

die Arroganz, die die deutsch-französische Zusammenarbeit in 

den vergangenen Jahren entwickelt hat. Wir tragen dafür Sorge, 

dass Europa wieder ein verlässlicher Partner der USA wird. Wir 

dürfen nicht zulassen, dass Beitrittsländer vor die Wahl 

zwischen Europa oder Amerika gestellt werden. Wir werden uns 

nach Kräften bemühen, das Verhältnis zwischen Washington und 

Paris wieder zu kitten. Und natürlich werden wir versuchen, 



Großbritannien stärker in die europäische Integration 

einzubeziehen. Europäische Sicherheitspolitik ist ohne 

Großbritannien schlicht nicht vorstellbar.  

DIE WELT: London soll sich also entscheiden, ob es den kleinen 

Schritt über den Atlantik oder den großen über den Kanal 

macht?  

Schäuble: Wenn London seine Verbindungen über den Atlantik 

vital halten will, muss es sich in Europa engagieren. Allein 

sind die Briten für die USA nicht relevant. Das gilt für alle 

anderen EU-Staaten auch.  

DIE WELT: Bundeskanzler Schröder legt besonderen Wert auf ein 

gutes Verhältnis zu Russland und zu China. Ist das auch das 

außenpolitische Ziel der Union?  

Schäuble: Wir wollen gute Beziehungen, das ist klar. Aber sie 

müssen im Einklang stehen mit der transatlantischen 

Partnerschaft. Bevor die EU über eine Aufhebung des 

Waffenembargos gegenüber China entscheidet, sollten wir eine 

einvernehmliche Position mit Washington suchen. Und bei allen 

guten Beziehungen zu Russland dürfen wir Probleme dort nicht 

dauernd verschweigen.  

DIE WELT: Mit russischer und chinesischer Unterstützung strebt 

Deutschland nach einem ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat. 

Wird eine unionsgeführte Regierung dies mit ähnlichem Ehrgeiz 

verfolgen?  

Schäuble: Wenn Deutschland einen ständigen Sitz bekommen 

sollte, werden wir ihn natürlich wahrnehmen. Meine 

entscheidende Kritik richtet sich gegen das Streben nach einem 

nationalen Sitz. Denn damit wird in Wahrheit erklärt, wir 

glauben nicht an eine gemeinsame europäische Außenpolitik. Das 

aber ist die grundfalsche Wahrnehmung deutscher 

außenpolitischer Interessen.  
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